Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1045 


Der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


Sachgebiet 78 


Bonn-Bad Godesberg 1, den 14. Juli 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Anwendung der weinbaurechtlichen Bestimmungen der 
Gemeinsamen Weinmarktorganisation 

Bezug; Kleine Anfrage der Abgeordneten Leicht, Bremm, Dr. 
Wagner (Trier), Richarts, Dr. Ritz, Dr. Schulze-Vorberg, 
Susset, Dr. Hauser (Sasbach), Dr. Gölter, Alber 
und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/971 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt; 


1. Was gedenkt die Bundesregierung im Hinblick auf die parla- 
mentarische Sommerpause, die bis nach Beginn der neuen Wein- 
ernte andauert, zu tun, um diesen unhaltbaren Rechtszustand zu 
beseitigen? 


Die Bundesregierung wird alles in ihrer Macht Stehende tun, 
um noch vor der diesjährigen Weinernte eine Klärung der 
Rechtslage herbeizuführen. 

Diese Klärung ist nicht zuletzt deswegen besonders erschwert, 
weil zahlreiche Vorschriften der EWG-Verordnungen sehr un- 
vollständig sind und weil außerdem laufend weitere Verord- 
nungen des Rates oder der Kommission ergehen, die teils der 
Ergänzung oder Durchführung der getroffenen Regelungen und 
teils der Beseitigung von Übergangsschwierigkeiten dienen. 
In diesem Zusammenhang ist allerdings darauf hinzuweisen, 
daß eine größere Zahl der in der Anfrage erwähnten 14 Durch- 
führungsverordnungen nicht das Weinrecht, sondern das Markt- 
ordnungsrecht betrifft. 


2. Ist die Bundesregierung bereit, von der Möglichkeit der Bean- 
tragung von Übergangsbestimmungen gemäß Artikel 17 der 
EWG-Verordnung Nr. 817/70 und Artikel 37 der EWG-Verord- 
nung Nr. 816/70 unverzüglich Gebrauch zu machen? 

Falls ja, in welcher Weise? 


Die Bundesregierung hat bereits vor einiger Zeit der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften angekündigt, daß sie den 
Erlaß einer Reihe von Übergangsbestimmungen für erforderlich 
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erachtet. Einige Übergangsbestimmungen hat die Kommission 
in der Zwischenzeit von sich aus getroffen. Wegen anderer 
Übergangsbestimmungen steht die Bundesregierung mit der 
Kommission ständig im Gespräch; dabei hat die Bundesregie- 
rung der Kommission Vorschläge für den Erlaß erforderlicher 
Übergangsvorschriften gemacht. Ein Antrag auf globale Ausset- 
zung der weinrechtlichen Vorschriften der EWG-Verordnungen 
hat keine Aussicht auf Erfolg. 


3. Welche Vorkehrungen hat die Bundesregierung im Hinblick 
auf die Entschließung des Deutschen Bundestages vom 23. April 
1969 getroffen, um den reditzeitigen Erlaß der notwendigen 
Durchführungsverordnungen zum neuen deutschen Weingesetz 
sowie gleichzeitig die Vorbereitungen der erforderlichen natio- 
nalen Durchführungsbestimmungen zur Gemeinsamen Wein- 
marktorganisation zu gewährleisten? 

Nachdem der Deutsche Bundestag die Entschließung gefaßt hat, 
ist eine Aufgabenverlagerung eingetreten. Seit Herbst vergan- 
genen Jahres war das Bestreben hauptsächlich darauf gerichtet, 
EWG-Regelungen zu erreichen, die möglichst weitgehend den 
Grundsätzen des neuen deutschen Weingesetzes entsprechen. 
Seit Mai d. J. sieht die Bundesregierung nunmehr die vordring- 
lichste Aufgabe darin, die durch die EWG-Verordnungen ge- 
schaffene Rechtslage zu klären und die nach den EWG-Regelun- 
gen erforderlichen oder durch sie bedingten Maßnahmen mög- 
lichst umgehend in die Wege zu leiten. 

Mit der für einen zügigen Erlaß der Vorschriften notwendigen 
Verbesserung der personellen Voraussetzungen bei den zustän- 
digen Referaten des Bundesministeriums für Jugend, Familie 
und Gesundheit wird im laufenden Haushaltsjahr begonnen. 
Eine weitere Personalverstärkung ist für 1971 in die Wege 
geleitet. 


4. Hält die Bundesregierung es im Hinblick auf diese Sachlage 
nicht für angebracht, die Zuständigkeit in Fragen, die mit der 
Gemeinsamen Weinmarktorganisation Zusammenhängen, in 
einem einzigen Bundesministerium zusammen zu fassen? 


Die Federführung für die EWG-Marktordnungen liegt grund- 
sätzlich beim Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. Es ist nicht daran gedacht, die gegenwärtige Ge- 
schäftsverteilung (Weinrecht Bundesministerium für Jugend, 
Familie und Gesundheit und Marktordnungsrecht Bundesmini- 
sterium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten) zu ändern; 
sie hat sich bisher in jeder Hinsicht bewährt und ist, da das 
Weinrecht Bestandteil des Lebensmittelrechtes ist, auch von der 
Sache her angezeigt. 


In Vertretung 

Westphal 



